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VerfaſſungsrechtlicheBeſtimmungen .

3. Geſeh .
( Vom 15. Juli 1921 . )

Die religiöſe Kindererziehung betr .

( RGBl . S. 939 — BBl . Nr . 3³0

folgende Geſetz beſchloſſen , das mit

hiermit verkündet wird :

81 .

rziehung eines Kindes beſtimmt die freie

Einigung der Eltern , ſoweit ihnen das Recht und die Pflicht zu⸗

Teht , für die Perſon ihres Kindes zu ſorgen . Die Einigung iſt

jederzeit widerruflich und wird durch den Tod eines Ehegatten

gelöſt .

Die religiöſe Erziehung des Kindes beginnt , wie bei den Ausſchuß⸗

beratungen des Geſetzes feſtgeſtellt wurde , von der Geburt an und

nicht erſt von dem Zeitpunkt an, wo das Kind ſchulpflichtig wird .

Die Bezeichnung „fer eie “ Einigung wurde gewählt , um zum Aus⸗

druck zu bringen , daß es ſich um eine ganz freie, unbeeinflußte Willens⸗

übereinſtimmung der Eltern und nicht um einen rechtlich bindenden Ver⸗

trag handle . Zur Einigung bedarf es keiner ausdrücklichen Willens⸗

erklärung ; unter Umſtänden genügt auch das ſtillſchweigende Zugeſtänd⸗

nis des einen Ehegatten zu dem Erziehungsverfahren des anderen .

Die Vorausſetzung , von deren Vorhandenſein die Zuläſſigkeit der

Einigung im Geſetz abhängig gemacht wird , iſt die gemeinſame Ausübuag

der Sorge für die Perſon des Kindes durch Vater und Mutter , wie ſie

in § 1634 BGB . feſtgelegt iſt . Die Beſtimmung iſt nicht anwendbar ,

wenn hierin eine Anderung eintritt , ſei es, daß einem der Ehegatten die

Ausübung dieſes Rechts auf Grund des § 1666 entzogen wird oder daß der

Vater die elterliche Gewalt oder die Mutter ihr Recht nach § 1634 verwirkt

oder wenn die elterliche Gewalt des Vaters aufgrund des 8 1676 Abſ . 15

nicht auch nach 8 1676 Abſ . 2 oder des §S 1677 Abſ . 1 ruht .

Durch die Schlußworte des Paragraphen ſoll die Frage entſchieden

werden , ob der überlebende Ehegatte an die getroffene Verabrednung ge⸗

bunden iſt . Die Frage , ob dieſe Beſtimmung auch für andere Fälle der

Auflöſung der Ehe gilt , iſt inſofern müßig , als in all dieſen Fällen es im

freien Belieben desjenigen Ehegatten , dem die Sorge für die Perſon des

Kindes zuſteht , liegt , ob er die religiöſe Erziehung in der bisherigen

Form fortſetzen oder ändern will .

8 2.

Beſteht eine ſolche Einigung nicht oder nicht mehr , ſo gelten

auch für die religiöſe Erziehung die Vorſchriften des Bürgerlichen

Geſetzbuchs über das Recht und die Pflicht , für die Perſon des

Kindes zu ſorgen .

0 ) Es kann jedoch während beſtehender Ehe von k

teil ohne Zuſtimmung des andern beſtimmt werden ,

Der Reichstag hat das

Zuſtimmung des Reichsrats

über die religiöſe E

einem Eltern⸗

daß das Kind
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mandern als dem zur 1885 der Eheſchließung gemeinſamen

5oder in einem 3
enBekenntnis als bisher erzogen ,

ein Kind vom Relkigtonsht abgemeldet wer⸗

3 Wird die Zuſti ſt erteilt , ſo kann die Vermittlung

oder Er des Sgerichts beantragt werden .

Für die Entſcheidung f it ein Mißbrauch im Sinne

des § 1666 des Bürgerlichen ichs nicht vorliegt , die Zwecke

der Erziel der Er itſcheidung ſind die Ehe⸗

tfalls Verwandte , Verſchwägerte und

Kindes zu hören , wenn es ohne erhebliche Ver⸗
in smäßige Koſten geſchehen kann . Der

en Geſetzbuchs findet entſprechende
ören , wenn es das zehnte Jahr

gatten ,
die Lehrer

ten des Abſ. 1

Einigung nicht oder nicht
Fall , daß nur El t

Eine Anregung , dies a
des Geſetzes im Reic

Nach den Vorſchriften
Recht und die Pflicht , für k

gelten für alle Fälle , in denen eine

age kommt , ſonach auch für den

uneheliche Mutter vorhanden iſt .
chen, wurde bei der Beratung

bei ehelichen Kindern das

5s Kindes zu ſorgen zu:

em Vater der Mutter ,

Rechte nicht tatſächlich oder

8
1, 1677) , mit der Maßgabe ,

daß bei Meinungs edenheiten Meinung des Vaters vorgeht
S 1631, 1634 ) ; iſt einer der Riden Ehegatten an der Ausübung 1

ziehung⸗ rechte tatſächlich ( §8 1685, 1686) oder rechtlich ( §8 1676 Abſ .1
1677) verhindert , ſo ſteht die Ausübi 150 ausſchließlich dem
anderen Ehegatten zu, abgeſehen erwirkung der elterlichen Ge⸗

walt durch den Vater ( § 1680 ) 0 tziehung nach § 1666 , in

3 Fällen ein Vorn Entziehung auf die Sorge
für die Perſon des Kinde ein Pfleger beſtellt wird .

he, wenn die Auflöſung erfolgt :
0 überlebenden Ehe⸗

1684 , 1686 ) ,

enen Ehegatten leben , vor⸗

Vormundſchaftsgerichts , ſofern

Während der Dauerd
ſoweit dieſe an der Ausü

rechtlich verhindert iſ ( 88 1676 ,

0Er

Nach Auflöſung der
durch Tod des einen

gatten , Vater

durch Scheidung , ſiolange
behaltlicich anderweiter Anord
das Intereſſe der Kinder es verla

wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt iſt , dem anderen

Ehegatten ;

wenn beide für ſchuldig
Ohne zeitliche chränkung un

werden bezüglich einer Tochter

lich eines Sohnes , ſolange
er unter 6 Jahre alt iſt , d ealten Sohn dem Vater ( 8 1 ieſe Anordnung erleidet auch

durch die Wiederverheiratung des 506 keine Anderung ( 8 1697 ) .
15

de
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Verwirkt der Vater die — ihm auch bei der Scheidung verbleibende —

elterliche Gewalt , ſo geht dieſe auf die Mutter über ( S 1684 Ziff . 2) , ruht

die elterliche Gewalt des Vaters , ſo kann ihre Ausübung der Mutter auf

ihren Antrag durch das Vormundſchaftsgericht übertragen werden ( § 1685

Abſ . 2) ;
wenn der eine Ehegatte ſtirbt , für alle Kinder dem über⸗

lebenden Ehegatten , auch wenn er allein für ſchuldig erklärt wurde .

Iſt nur die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben , ſo gelten

die für die Scheidung beim Leben beider Ehegatten getroffenen Be⸗

ſtimmungen ( 8 1575) .

Iſt die Ehe für nichtig erklärt , ſo gilt , weun beide Eltern

gut gläubig waren , das Gleiche , wie bei der aus beiderſeitigem

Verſchulden ausgeſprochenen Scheidung § 1700 ) . War die Nichtigkeit bei

der Eheſchließung nur dem Vater bekannt , ſo ſteht der gutgläubigen

Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes zu, die ſie auch im Falle

der Wiederverheiratung nicht verliert . War die Nichtigkeit bei der Ehe⸗

ſchließung nur der Mutter bekannt , ſo geht die Sorge für die Perſon des

Kindes vom Vater auf ſie über , wenn dieſer ſtirbt oder wenn ſeine elter⸗

liche Gewalt aus einem andern Grund endigt (§C 1702) . War die Nichtig⸗

keit der Ehe bei ihrem Abſchluß beiden Teilen bekannt , ſo gelten die

Kinder als unehelich .

Wenn infolge der Wiederverheiratung des Ehegatten eines für tot

Erklärten die erſte Ehe aufgelöſt iſt ( § 1348 ) , ſo gilt in Anſehung

der Sorge für die Perſon der Kinder das Gleiche , wie wenn die Ehe aus

beiderſeitigem Verſchulden geſchieden iſt .

Durch nachfolgende Ehe legitimierte oder an Kindesſtatt

angenommene Kinder ſtehen den ehelichen gleich ( §8 1719 und

1757 ) bei einem für ehelich erklärten Kind ſteht die Sorge für

die Perſon des Kindes ausſchließlich dem Vater zu.

Sind beide Eltern geſtorben , ſo geht die Sorge für die Perſon

des Kindes und damit auch die Sorge für die religiöſe Erziehung des

Kindes auf den Vormund über , ſofern ſie ihm nicht , weil er nicht dem

Bekenntnis des Mündels angehört , vom Vormundſchaftsgericht entzogen

wird ( §8 1773, 1793, 1800, 1804) , oder den für den Fall der Entziehung

beſonders beſtellten Pfleger ( § 1909) .

Bei unehelichen Kindern ſteht die Sorge für die Erziehung des

Kindes der Mutter zu, nach ihrem Tod dem Vormund .

. ,
Ein Eingreifen des Vorm undſchaftsgerichts iſt in den

Fällen des Abſ . 1 nur nach § 1666 BGB . beim Mißbrauch des Er⸗

ziehungsrechts durch den Vater zuläſſig , z. B. wenn der Vater lediglich

aus äußeren Gründen , aus Mißſtimmung gegen die Mutter des Kindes

oder, wie Marx , das RG . über die religibſe Erziehung des Kindes

Seite 17 anführt , „weil das Kind vom Religionslehrer eine Ohrfeigs er⸗

halten hat “, das Bekenntnis ändern will . Das Einſchreiten des Vor⸗

mundſchaftsgerichts erfolgt von Amtswegen auf Bekanntgeben der betr .

Tatſache und nach vorheriger Feſtſtellung des Sachverhalts .

35 2. Abſ . 2 enthält eine Einſchränkung des Abſ . 1. die im weſentlichen
5 Stärkung der Rechte der Mutter bezweckt . Die Zuſtimmung

kann nur von dem Elternteil ſelbſt und von ihm nur dann erteilt
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werden , wenn ihm die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht . Ge⸗

hörten beide Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung nicht dem gleichen
Bekenntnis an , ſo ſpricht bei getauften Kindern die Vermutung da⸗

für, daß ſie in dem Bekenntnis erzogen wurden , in das ſie durch die
Taufe aufgenommen wurden .

die Abmeldung eines Kindes von der Teilnahme am

Religionsunterricht kann aus Gründen erfolgen , die mit der

Bekenntniszugehörigkeit des Kindes in keinem Zuſammenhang ſtehen .
die Abmeldung begründet daher noch nicht das Ausſcheiden des Kindes

aus ſeinem ſeitherigen Bekenntnis . Daraus aber , daß das Geſetz die Ab⸗

meldung eines Kindes von der Teilnahme am Religionsunterricht recht⸗

lich von den gleichen Vorausſetzungen wie die Bekenntnisänderung ab⸗

hängig macht , gibt es zu erkennen , daß es in der Abmeldung eines Kin⸗

des vom Religionsunterricht einen Eingriff in deſſen religiöſe Erziehung

ſieht. In der weitaus größten Zahl der Fälle geſchieht die Abmeldung

tatſächlich auch zu dem Zweck , das Kind der religioſen Einwirkung zu ent⸗

ziehen. Das Vormundſchaftsgericht hat daher die Frage nach der Zu⸗

läſſigkeit der Abmeldung nach denſelben Grundſätzen wie einen Antrag
auf Bekenntnisänderung , vergl . Ziff . 3, zu entſcheiden .

Die Befugnis zur Abmeldung erſtreckt ſich auf den Religionsunter⸗

richt als Pflichtfach der öffentlichen und privaten Schulen jeder Art . Der

Teilnahme am Religionsunterricht iſt gleichzuſtellen die Teilnahme an

kirchlichen Feiern und Handlungen , wozu auch der von den Kirchen ein⸗

gerichtete Erſtkommunion⸗ und Konfirmandenunterricht gehört .

3. Abſ . 3 bezieht ſich nur auf die Fälle des Abſ . 2, während im Falle

des Abſ. 1 dem Vormundſchaftsgericht ein Einſchreiten nur aufgrund des

§ 1666 BGB . zuſteht .

Schon bei der erſten Leſung des Geſetzes wurde von einer Seite der

Antrag geſtellt , es möge , falls eine Einigung unter den Eltern nicht zu⸗
ſtande komme oder wieder aufgehoben werde , die Entſcheidung allgemein
dem Vormundſchaftsrichter zuſtehen . Der Antrag wurde abgelehnt . In

der zweiten Leſung wurde der Antrag von anderer Seite unter Beſchrän⸗

kung auf die Fälle des inzwiſchen angenommenen Abſatzes 2 wiederholt,
aber neuerdings abgelehnt . In der dritten Leſung kehrte der Antrag in

etwas veränderter Form und mit veränderter Begründung wieder und

wurde nunmehr angenommen . Von dem Antragſteller wurde dazu

ausgeführt : Wenn auch der Vormundſchaftsrichter aufgrund des § 1666

BGB . nur beim Vorlegen eines ſubjektiven Verſchuldens des erzie⸗

hungsberechtigten Elternteils einſchreiten könne , ſo müſſe er ſich im Grund

genommen doch zugleich darüber klar ſein , ob dem Erziehungs⸗
weckobjektiv entgegengehandelt werde . Es liege daher die objek⸗
tibe Norm des Erziehungszweckes wenn nicht ſo offen , ſo doch zum min⸗

deſten verſchleiert auch den Entſcheidungen , wie ſie der Vormundſchafts⸗

richter bisher ſchon zu fällen habe , runde . Von dieſem Gedanken

ausgehend wolle der Antrag die gar nicht großen Widerſprüche zwiſchen

den bei der Beratung hervorgetretenen Standpunkten , ob das objektive
Moment des Erziehungszweckes als Norm für ein Eingreifen des Vor⸗

mundſchaftrichters genüge oder ob noch das ſubjektive Moment der Ver⸗
chuldung dazu kommen müſſe , überbrücken . Die Auslegung des Be⸗

griffs „ Erziehungszweck “ ſolle dabei der Praxis und Wiſſenſchaft über⸗

laſſen werden .
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Die Vorſchriften in Abſ . 3 treten in Wirkſamkeit , wenn die Zuſtim⸗

mung des „ anderen “ Elternteils nicht vorliegt , weil dieſer ſie zu erteilen

abgelehnt hat oder weil er aus rechtlichen oder talſächlichen Gründen

ſie zu erteilen außer Stan dliſt . Der Antrag wird in der Regel von

dem Eterke ausgehen , der die Anderung des beſtehenden Bekennt⸗

5 0 45 anderen, nicht aber von einem

n
werden . Er ka auf Vermittlung oder Ent⸗

ſch ei dung oder ichzeitig auf beides gehen . Es iſt nicht ausge⸗

9
80 Daß ein Elternteil , beſonders derjenige , der an der bisherigen

Bekenntniszugehörigteit des Kindes feſthalten will , ein beſonderes Inter⸗

eſſe an einer Vermittlung durch das Vormundſchaftsgericht hat, daß er

aber eine Entſe vermeiden will . Geht der Antrag nur aufVer⸗

mittlung , ſo d ſich der Vormundſchaftsrichter darauf beſchränken

müſſen Er wird übrigens, « uch wenn nur ſeine Entſcheidung angerufen iſt

in allen Fäl nach Lage der Sache ang emeſſen erſcheint, zu⸗
Ole 1

nächſt den einer Vermittlung machen .

ng des Richters darf nur der Erziehungszweck

Ne 8 120 WVerf . iſt es Pflicht der Eltern , die Kinder

blichen , ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit zu erziehen . Die

keit umfaßt die geiſtige wie auch die religi öſe Aus⸗

der Paͤdagogik , ſieht den Zweck der Erziehung

Anteilnahme „an den die Lebensgemeinſcha
Staat und die Kirche — „ begründenden Gütern “ .

finition bildet die religiöſe Seite einen unentbehr⸗

Für die Entſcheid

maßgebend ſein .
Zut
ſeeliſche 2
bildung
in der H

die Gef
Auch nach
lichen Teil

D Richter wird bei ſeiner Entſcheidung nur dann zu einer

oſt in Abſ. 2 als Norm aufgeſtellten Regel

im önnen , wenn vom erzieheriſchen Standpunkt aus

ſch
viegende Gründe gegen deren Aufrechterhaltung ſprechen . Damit

die lediglich das bürgerliche Leben be⸗

ielle Vorteile , beſſeres Fortkommen , Familientradition

U. dert oſſen . Dagegen wird zu prüfen ſein , ob durch die

natniſſes nicht ein verhängnisvoller Zwieſpalt in das

getragen wird , ob der Ehegatte , der die An⸗

hung beantragt , auch die Gewähr für eine

der ob andererſeits gerade die Sorge , eine Ver⸗

u verhüten , den Anlaß zur Stellung des An⸗

age wird Gegenſtand der Prüfung ſein können ,

Kinder einer Familie nach verſchiedenen Be⸗

es Antrags ergeben würde ,

und den Frieden in der

keinen Umſtänden darf der

die Wertſchätzung der ein⸗

Entſcheidung zugeſtehen.
wurde bei der Beratung

Us ein Grund gegen die Einräumung der Ent⸗

Vormundſchaftsrichter geltend gemacht .

riften des RG. über

1d vor ' rnherein Rückſichten ,

91 900 63
ielleicht als Folge d

en e rung der Erziehung
net wäre . Unter

Anſchauung über

inen Einfluß auf ſeine

her Fall ſein könne ,

D 8 U ＋2 ＋

88
chtet ſich nach den Vorſch 9. i

505
freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Faſſung

8E Dabei ſind jedenfalls zu hören die Eltern des
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Anhörung
rzögerung oder

i
chrär nkende

Kindes, ſofern ſie überhaupt vernehmungsfähig

darf nur unterbleiben , wenn dadurch eine erhebl
ö

unverhältnismäßige Koſten entſtehen den .

Beſtimmung ſoll nach den Feſtſtelli

daß, wenn der eine Elternteil nie

dung des Vormundſchaf icht

ſchränkung gilt aue
fern 8 Verne ühmt ung ne

Bedeutu
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Linde 5, das
„Lehrer“ iſt auch der Re
ſchuß ausdrücklich feſtgeſtell

gilt aber ni

Der in Abſ . 3 angezogene
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wohl aber
5
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gerte und die Lehrer des Kindes zu hören , wenn es ohne erheb⸗

liche Verzögerung oder unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann .

Der § 1847 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſpre⸗

chende Anwendung . Auch iſt das Kind zu hören , wenn es das

zehnte Lebensjahr vollendet hat . Weder der Vormund noch der

Pfleger können eine ſchon erfolgte Beſtimmung über die religiöſe

Erziehung ändern .

1. Die Verweiſung des 8 2 Abſ . 1 auf die Vorſchriften des BGB .

ſchien dem Ausſchuß für die Fälle , in denen dem Kind ein Vormund

oder Pfleger beſtellt iſt , für die Regelung des ſpeziellen Rechts⸗

gebietes der religiöſen Kindererziehung nicht uUnbedenklich , weil ſie dieſen

Perſonen bezüglich der religiöſen Erziehung ein ziemlich unumſchränktes

Recht einräumen würde . Um dieſes Recht allgemein und insbeſondere

auch für die Fälle einer Konkurrenz mit den Befugniſſen der Eltern auf

dieſem Gebiet zu beſchränken , wurden eine Reihe von Anträgen geſtellt ,

die ihren Niederſchlag in den Vorſchriften des 8 3 Abſ . 1 und 2 gefunden

haben .
Für die Beſtimmung in Abſ . 1 „ war der Geſichtspunkt maßgebend ,

daß bei einem Streit zwiſchen Vormund oder Pfleger einerſeits und

Vater oder Mutter andererſeits , welcher Fall eintreten kann , wenn die

Sorge für die Perſon des Kindes dem Vater oder der Mutter neben dem

Vater oder Pfleger zuſteht , das natürliche Recht von Vater oder Mutter

vorgehen müſſe entgegen den Beſtimmungen des BGB. , nach denen

die Entſcheidung in ſolchem Falle bei dem Vormund oder Pfleger liegen

würde §8 1676 , 1698 BGB . “ .

Nur , wenn dem Vater oder de

ziehung auf Grund von 8 1666 BGB .

Regel des BGB . in Kraft bleiben .

Die hier angezogenen 88 1676 und 1698 lauten :

r Mutter das Recht der religiöſen Er⸗

entzogen iſt , ſoll die allgemeine

§S 1676. Die elterliche Gewalt des Vaters ruht , Wwenn er

geschäftsunfähig ist .

Das Gleiche gilt, . wenn der Vater in der Geschäfts -

kähigkeit beschränkt ist oder wenn er nach § 1910 Abs . 1

einen Pfleger für seine Person und sein Vermögen erhalten

hat . Die Sorge kür die Person des Kindes steht ihm neben

dem gesetzlichen Vertreter des Kindes zu. Bei Meinungs -

verschiedenheit zwischen dem Vater und dem gesetzlichen

Vertreter geht die Meinung des gesetzlichen Vertreters vor .

§ 1698 . Wird kür das Kind ein Vormund bestellt , weil

die elterliche Gewalt des Vaters ruht oder verwirkt ist oder

weil die Vertretung des Kindes dem Vater entzogen ist .
oder wird kür die Erziehung des Kindes an Stelle des Vaters

ein Pfleger bestellt , 0 der Mütter Gi8 Sorge für die

Erziehung des Kindes neben dem Vormund oder dem

in gleicher Weis z vie nach 1634 neben dem

ater .

§ 1666 vergl . Sch . Bmkg . 3 zu 8 3.
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Aus dieſen Paragraphen ergeben ſich folgende Fälle :

§1676 . Die Beſtimmung in § 1676 Abſ . 2, wonach der Vater die

Sorge für die Perſon des Kindes neben dem geſetzlichen Vertreter des

Kindes wahrzunehmen hat , iſt in ihrer Anwendbarkeit auf die in § 1676

Abſ. 2 beſonders namhaft gemachten Fälle des Ruhens der väterlichen

Gewalt beſchränkt : Entmündigung des Vaters wegen Geiſtesſchwäche ,

Verſchwendung oder Trunkſucht , und Beſtellung eines Pflegers wegen

körperlicher Gebrechen wie Blindheit , Taubheit , Taubſtummheit . Sie

findet keine Anwendung auf die Fälle , in denen die väterliche

Gewalt ruht aufgrund des § 1676 Abſ . 1 wegen Geſchäftsunfähigkeit
( Entmündigung wegen Geiſteskrankheit ) oder aufgrund des § 1677 eſt⸗

ſtellung durch das Vormundſchaftsgericht , daß der Vater auf längere

Zeit an der Ausübung der elterlichen Gewalt tatſächlich verhindert iſt );

in dieſen beiden Fällen wird die elterliche Gewalt kraft Geſetzes

von der Mutter ausgeübt , ſofern nicht auch bei ihr ein tatſächlicher

oder rechtlicher Hinderungsgrund vorliegt . 1635 Abſ . 1. )

Wenn im Fall des 8S 1676 Abſ . 2 die Mutter mangels eines

geſetzlichen Hinderungsgrundes der „geſetzliche Vertreter “ des Kindes iſt ,

ſo übt ſie ihre Rechte ausſchließlich aufgrund der ihr nach §S 1685 Abſ . 1

geſetzlich zuſtehenden Befugnis aus ; in dieſem Falle erleidet ſonach die

Vorſchrift des §S 1676 Abſ . 2, daß bei einer Meinungsverſchiedenheit zwi⸗

ſchen dem Vater und dem geſetzlichen Vertreter die Meinung des geſetz⸗

lichen Vertreters vorgeht , durch die Vorſchrift in §S 3 Abſ . 1 keine

Anderung .
Die Vorſchrift des § 3 Abſ . 1tritt ſonach im Falle des § 1676 Abſ . 2

nur dann in Wirkſamkeit , wenn die Mutter nicht mehr lebt oder wenn

die elterliche Gewalt auch der Mutter neben der des Vaters ruht , weil

die Mutter geſchäftsunfähig iſt , oder wenn die Mutter wie der Vater

in ihrer Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt , da nur für dieſe Fälle ein

Vorm und beſtellt werden muß . Iſt die Mutter geſtorben oder ge⸗

ſchäftsunfähig , ſo geht nach § 3 Abſ . 2 entgegen der Vorſchrift in §S 1676

Abſ. 2 die Meinuͤng des Vaters der Meinung des Vormundes vor .

Iſt die Mutter wie der Vater in der Geſchäftsfähigkeit be⸗

ſchränkt , ſo ſteht die Sorge für die Perſon des Kindes in dem be⸗

ſchränkten Umfang des §S 1676 Abſ . 2 ſowohl dem Vater wie der

Mutter zu. Ihre übereinſtimmende Meinung geht ſonach der

des Vormundes vor . Beſteht zwiſchen Vater und Mutter keine

Einigung , ſo entſcheidet die Meinung des Baters . Liegt einer der
Fälle des § 2 Abſ . 2 des Geſetzes vor , ſo kann der Ehegatte , der eine

Anderung der religiöſen Erziehung des Kindes herbeiführen will , die

Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts amufen .

Ift die Ehe durch Tod des Vaters aufgelöſt , und iſt die Mutter in

der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt , ſo geht ihre Meinung der des Vor⸗

mundes vor .

1698. Ein Vormund wird während der Dauer der Ehe beſtel

2) Wenn der Vater die elterliche Gewalt nach § 1680 verwirkt

hat, weil er wegen eines an dem Kind verübten Verbrechens oder vor⸗

ſätzlich verübten Vergehens zu Zuchthausſtrafe oder Gefängnisſtrafe von

mindeſtens 6 Monaten verurteilt worden iſt ;
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b) im Fall des Ruhens der elterlichen Gewalt des Vaters nach

8 1676 Abſ . 1 und 8 1677 ( veral . oben zu § 1676 ) , wenn die Mutter nach

§ 1676 Abſ . 2 in ihrer Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt ;

e) wenn dem Vater aufgrund des § 1666 die Vertretung des

Kindes , d. i. die Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes ent⸗

zogen iſt . Erſtreckt ſich die Entziehung nur auf die Sorge für die Perſon

des Kindes , ſo wird ein Pfleger beſtellt . In all dieſen Fällen geht nach

dem BGB . die Meinung des Vormundes oder Pflegers wie nach 8 1634

die Meinung des Vaters der Meinung der Mutter vor . Dieſe Beſtim⸗

mung erleidet nach S 3 Abſ . 1 eine Anderung dahin , daß die Meinung

der Mutter der Meinung des Vormundes oder Pflegers vorzugehen hat .

2. Nach den Beſtimmungen des BGB . (8S 1773 ) ſteht die Fürſorge

für die Perſon des Kindes und damit das Recht . r deſſen religiöſe Er⸗

ziehung zu entſcheiden (§8 1793 ) , dem vom Vormundſchaftsgericht be⸗

ſtellten Vormund ( Ffleger ) allein zu, vorausgeſetzt , daß ihm dieſes

Recht nicht enzogen iſt , weil er einem anderen Bekenntnis als der Mündel

angehört ( § 1801 ) , wenn

a) beide Eltern eines ehelichen Kindes geſtorben ſind ;

b) wenn ein Elternteil geſtorben iſt und der andere in der Aus⸗

übung der Sorage für die Nerſon des Kindes tatſächlich ( § 1665 ) oder

rechtlich ( §8 1676 Abſ . 1, 1677 , 1680 , 1666 ) gehindert iſt ;

c) wenn beide Elternteile an der Ausſihung der Sorge für die Per⸗

ſon des Kindes tatſächlich oder rechtlich gehindert ſind ;

) wenn die Mütter eines unehelichen Kindes oeſtorben oder an

der Ausübuna der Sorge für die Perſon des Kindes tatſächlich oder recht⸗

lich gehindert iſt

Dieſes Recht des Vormundes erleidet eine Einſchränkung nach zwei

Seiten : einmal ſteht ihm das Recht , das reliciöſe Bekenntnis zu be⸗

ſtimmen , nach dem das Kind erzogen werden ſoll , nur zu, wenn eine

Beſtimmung hierüber nicht ſchon a etroffen iſt oder

wenn weniaſtens kein Nachweis hiefür erbracht werden kann , zum

anderen bedarf er zur Entſcheidung über das religiöſe Bekenntnis eines

Kindes in jedem Fall der Genehmiaung des Vormund⸗

ſchaftsgerichts . Aus der Beſtimmuna . daß der Vormund die ein⸗

mal beſtimmte religiöſe Erziehnmg des Kindes nicht ändern darf folat ,

daß er ſich auch jeder Maßnahme , die eine Schädigung des velioiöſen

Erziehungszweckes bedeuten wiirde . wie dies 3 B die Ahmoldung des

Kindes von der Teilnohme am Roligionsunterricht märe . zu enthalten Hat.

Ein Einſchreiton des Vormündſchaftsgerichts obne Antraa dos Vor

munds iſt im Geſetz nicht voroeſehen . Wohl aher kann das Goricht auf

Anrecung des Gomeindewaiſenrats den Vormund zur Einreichima

entſprechenden Antraas anhalten . Geaenſtand der Entſchoi⸗

duna iſt aber ſtets nur der vom Vormund agoſtellte Antraa . Das Vor⸗

mundſchaftsgericht darf nicht üher den Antraa hinausgeben und ſüher die

Bekenniniszugehöriakeit des Kindes etwa nach einer onderen Richtung ,

entſcheiden . Wohl aher kann es die einmal erlaſſene Verfügunag . wenn

es ſie nachträalich für ungerechtfertiot anfieht . von ſich aus öndern⸗ iſt

r Antrag des Vormunds zurückoewieſen worden , ſo kann die KAnde⸗

ma aher nur auf einen erneuten Antraa des Normundes erfolgen .

§ 18 Abſ. 1. Wegen des einzuhaltenden Verfahrens vergl . Bmkg .

vinos
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zu §S 2 Abf. 3. Dabei bildet die Einvernahme des Kindes , wenn es das
zehnte Lebensjahr vollendet hat , die äßliche Vorausſetzung für die

Entſcheidung . Für dieſe darf der Erziehungszweck maß⸗
hend ſein . Vergl . die Bmkg . u §S 2 Abſ . 3.

gen die, den Antrag des abweiſende Entſcheidung ſteht
gegen ei

ade Entſcheidung Jedem der ein berechtigtes
er Angelegenheit hat , ſonach dem zu⸗
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Oberlandesgericht gegeb 7 und 28 F66G. )
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Vergl . codex ſurisRecht der Religions
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halten
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Geſetz in das öfffentliche Rech übergreifen , wo die Frage der



Verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen .

Zugehörigkeit zu einem Bekenntnis durch die landesgeſetzlichen Austritts⸗

beſtimmungen geregelt iſt .

Ein Antrag , das Recht des Kindes auf Selbſtbeſtimmung des Be⸗

kenntniſſes während der Verbüßung einer Freiheitsſtrafe oder während

der Fürſorgeerziehung ruhen zu laſſen , wurde abgelehnt .

§ 6.

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Erziehung

der Kinder in einer nicht bekenntsnismäßigen Weltanſchauung

entſprechende Anwendung .

Die Beſtimmung iſt nicht beſchränkt auf Vereinigungen im Sinne

des § 137 Abſ . 6 Werf . Sie ſoll ſich auch auf Weltanſchauungen beziehen ,

zu deren Pflege ſich eine beſondere Vereinigung nicht gebildet hat , z. B.

Weltanſchauung Schopenhauers . Um dies zum Ausdruck zu bringen ,

wurde ein Antrag , am Schluß nach „ Anwendung “ beizufügen „nach

Maßgabe der § 137 Abf . 3 Werf . “ abgelehnt . Die bei der 2. Leſung

demſelben Grund vor Weltanſchauung eingefügten Worte „nicht

wurden in der dritten Leſung durch „nicht bekenntnismäßigen “

erſetzt , weil es, wie vom Antragſteller ausgeführt wurde , auch religiöſe

Weltanſchauungen gebe , die nicht bekenntnismäßig ſind . Die Weltan⸗

ſchauung darf aber jedenfalls nicht gegen die guten Sitten oder beſtehen⸗

den Geſetze verſtoßen . Vergl . EG. z. BGB . Art . 30.

8

Für Streitigkeiten aus dieſem Geſetz iſt das Vormundſchafts⸗
gericht zuſtändig . Ein Einſchreiten von Amtswegen findet dabei

nicht ſtatt , es ſei denn , daß die Vorausſetzungen des § 1666 des

Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegen .

aus
religiöſen “

Durch die Beſtimmung , die für nötig erachtet wurde im Hinblick auf

die Erweiterung des vormundſchaftsgerichtlichen Entſcheidungsrechtes in

§ 2 Abſ . 3, wird die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Vormundſchafts⸗

gerichte mit Ausſchluß der Verwaltungsgerichte und der Prozeßgerichte

begründet . Ein Eingriff in das prozeßrechtliche Entſcheidungsrecht bei

Prozeßſtreitigkeiten , bei denen Fragen der religiöſen Kindererziehung als

Inzidentpunkte mit erſcheinen , iſt damit nicht beabſichtigt . Maßgebend

für das Verfahren der Vormundſchaftsgerichte ſind die Vorſchriften des

FG6 . Zuſtändig ſind hiernach für die dem Vormundſchaftsgericht ob⸗

liegenden Verrichtungen die Amtsgerichte ( 88 35, 36, 43) .

§ 8 .

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen der
Landesgeſetze ſowie Artikel 134 des Einführungsgeſetzes zum Bür⸗

gerlichen Geſetzbuch werden aufgehoben .

Durch das Geſetz wird abſolut gemeines Recht begründet mit Aus⸗

ſchluß des Landesrechts . Für Baden ſind damit aufgehoben das Geſ .
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vom 9. Oktober 1860 über Ausübung der Erziehungsrechte in bezug
auf die Religion der Kinder , ſowie § 36 der allg . Ausführungsverordnung

zum Bad. RPG . vom 11. Nov . 1899 .

n in Kraft , ſoweit ſie
oſſen ſind . Auf Antrag

wird ein beſtehender

sgerichts aufgehoben .

Staaten , in denen ſolche Ver⸗

bergang in den neuen Rechts⸗
Aufhebung kann , wenn beide

meinſam und nicht von einem

wirkung des Vormundſchafts⸗

Durch die Vorſchrift in §8 9

träge bisher rechtlich zuläſſig waren , e
zuſtand geſchaffen werden .
Eltern am Leben ſind , ni
Elternteil allein geſtellt n.

„ das in der Sache ſelbſtgerichts itrag gebunden iſt , iſt nur eine

formale. Dies wurde im nnt , man war aber der An⸗

ſick
ödſer Erziehungsvertrag dar⸗

̃ daß ein
555

iale'ott,ſtelle , nur wi

Aufhebung
ziehung des
tigen Geſetzes regelt .

gehoben werden ſolle . Die
die Frage der religiöſen E

den Vorſchriften des gegenwär

Inkrafttreten dieſes Geſetzes

öſe Erziehung in einem be⸗

ig waren , ſo kann der Vor⸗

dieſem Bekenntnis erzogen

ng der Genehmigung des5 bedar dieſer
gerichts

„ Das Geſetz tritt am 1. Januar 1922 in Kraft . Der Reichs⸗

präſident iſt jedoch ermächtigt , das Geſetz für ein Land im Ein⸗

bernehmen mit der Landesregierung zu einem früheren Zeit⸗
punkt in Kraft zu ſetzen .
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